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V

Vorwort

Dieses Studien- und Handbuch bezweckt, dem juristischen und wirtschaftswissenschaftlichen
Nachwuchs, aber auch dem bereits in der Praxis mit Problemen der steuerlichen
Außenprüfung, Steuerfahndung und Steueraufsicht, befaßten Praktiker, die spezifischen
Schwerpunkte dieser so komplexen, schwierigen und dogmatisch defizitären Rechtsmaterie

-problemorientiert
-

nahe zu bringen. Komplex und schwierig ist die Rechtsmaterie deshalb,
weil die drei Rechtsbereiche häufig ineinander übergehen können, bevor es der
Steuerpflichtige überhaupt bemerkt.
Die überwiegend hochqualifizierten Angehörigen der Prüfdienste (BP, Steufa, Aufsicht) der
Finanzverwaltungen zeichnen sich regelmäßig sowohl durch profunde Kenntnisse des
formellen und materiellen, allgemeinen und besonderen Steuerrechts als auch des Straf- und
Strafprozeßrechts aus. Nur auf Grund dieser Qualifikation sind sie auch imstande, die
Fehlgriffe im Rahmen der Besteuerung, sowie die regelmäßig intelligent-raffiniert angelegten
Steuergestaltungen

-

korrigierend
-

zu erfassen.
Die Folge: Immer weniger Prüfer „erwirtschaften" immer mehr „Mehrsteuern". Nach den
Berichten des Bundesfinanzministeriums überstiegen allein die Außenprüfungsergebnisse der
vergangenen Jahre pro Jahr die 10-Milliarden-DM

-

Mehrsteuer-Grenze; ohne die Ergebnisse
der Sonderprüfungen, der Steuerfahndung und der Steueraufsicht. Und dies in einem Staat, in
dem nach zutreffenden Feststellungen der Deutschen Bundesbank die Gesamtbelastung durch
Steuern und Sozialabgaben für Privatpersonen und Unternehmen, bereits über 40 Prozent des
Sozialprodukts beträgt.
Die mit dem

-

verlegerisch
-

vorgegebenen Umfang zugleich vorgegebene Stoff- und
Themenauswahl erfolgte wiederum nach subjektiven Erfahrungen, gesammelt während einer
über 35-jährigen einschlägigen Tätigkeit in den Bereichen von Wissenschaft und Forschung,
Finanzverwaltungs- und Beratungspraxis.
Auf diese subjektiven Erfahrungen gehen auch die unterschiedliche Gewichtung der
Probleme, die Auswahl der Literatur sowie die Darstellungsmodalitäten zurück.
Wer gleichwohl

-

vermeintlich
-

Wichtiges vermißt, mag selbst zur Feder greifen und so zur
Vervollständigung einer weiteren

-

dritten
-

Auflage dieses Werkes beitragen. Ihm wird mein
Dank gelten.
Mein Dank gilt ferner all jenen

-

Rechtsanwälten und Steuerberatern, aber auch
Unternehmern

-

die meinen Rat gesucht und mich schließlich dazu bewogen haben, die
Erfahrungen einer rechts- und steuerberatenden Gutachtenpraxis in dieses Werk einzubringen.
Schließlich gilt mein Dank auch cand. med. Ulrike Mösbauer und stud. iur. Christopher
Mösbauer, die bei der technischen Erstellung des Manuskripts unverzichtbare Hilfe geleistet
haben.

Heinz Mösbauer
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Einführung 1

Einführung

Die Ordnung des formellen Verhältnisses zwischen dem privat wirtschaftenden Individuum
und der an den Leistungen und Erträgen dieses Wirtschaftens partizipierenden Staatsgewalt
auf dem Gebiet des Steuerrechts bedarf speziell für die nachfolgend dargestellten
Rechtsbereiche „Steuerliche Außenprüfung", „Steuerfahndung" und „Steueraufsicht"
rechtlicher Kodifikationen, die durch den Gedanken der rationalen Erfassung der
Folgerichtigkeit steuerrechtlicher Wertungszusammenhänge geprägt sei und genau
abgegrenzte Befugnisse für die Finanzbehörden enthalten müssen. Die Abgrenzung der
administrativen Befugnisse erfolgt durch objektives Recht.1 Es ist Befugnisnorm und
Schranke zugleich für die dem Individuum gegenüber zu treffenden hoheitlichen
Maßnahmen. Gegen sie sind dem das Sozial- und Wirtschaftsleben mitgestaltenden
Individuum, als dem potentiell Betroffenen, subjektive Rechte an die Hand zu geben, die über
die überwiegend repressiven Rechtsbehelfe und Rechtsmittel hinaus präventiv
Beeinträchtigungen und Verletzungen von individuellen Rechtspositionen, wie z.B. des
Privateigentums, der Berufs- und Gewerbefreiheit sowie der anderen Garantien des
privatautonomen Wirtschaftens, entgegenzuwirken vermögen. Denn, wenn schon, worauf
Papier2 zutreffend verweist, der Rechts- und Sozialstaat des Grundgesetzes
notwendigerweise zugleich ein Steuerstaat ist und die staatliche Besteuerungsgewalt
demgemäß den rechtsstaatlichen Freiheitsgarantien komplementär3 ist, dann muß sich der
durch die kompetenzrechtlichen Vorschriften der Finanzverfassung (Art. 105 ff. GG)
verfassungsrechtlich legitimierte Besteuerungseingriff i.w.S. auch in die grundrechtlichen
Schrankenregelungen der Art.14 Abs. 1 Satz 2, Art. 12 Abs. 1 Satz 2 und Art. 2 Abs. 1 GG
einfügen. Das Bundesverfassungsgericht4 bestätigt dieses Ergebnis mit der Feststellung, mit
der Eigentums- und Erbrechtsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG sei die Wahrung eines
individuellen Freiheitsraumes im vermögensrechtlichen Bereich und damit einer
eigenverantwortlichen Lebensgestaltung des einzelnen intendiert.
Damit werden zugleich die individualisierenden Akte5 der staatlichen steuerlichen
Außenprüfung, der Steuerfahndung und der Steueraufsicht in die rechtsstaatlichen Schranken

1 Vgl. dazu Mösbauer, Das Steuerrecht
-

Auf der Suche nach dem System, DStR 1975, S. 680 ff.; ferner
Mösbauer, Steuerliche Außenprüfung, Steueraufsicht und Steuerfahndung

-

im Spiegel staatlichen
Autoritätsschwundes, SfBp 2004, S. Im Ergebnis ebenso argumentiert Buciek, Bindende Erklärungen der
Finanzverwaltung, DSfZ 1999, S. 389, wenn er feststellt, das Handeln der Finanzverwaltung, sei es im Rahmen
der Steuerfestsetzung oder im Steuererhebungsverfahren, vollziehe sich im allgemeinen in gesetzlich
vorgegebenen Verfahrensabschnitten: Ob eine Steuer festgesetzt oder erlassen, beigetrieben oder gestundet, ob
eine Besteuerungsgrundlage gesondert festgestellt oder eine Außenprüfung angeordnet wird: in allen diesen
Fällen geht es um eine behördliche Entscheidung, die die Rechtsposition des Bürgers unmittelbar verändert und
in diesem Sinne eine „verfügende" Wirkung hat. Und erst mit dieser Entscheidung legt sich die Behörde fest.
2 Papier, Grundgesetz und Wirtschaftsordnung, in: Benda / Maihofer / Vogel (Hrsg.), Handbuch des
Verfassungsrechts, 1983, S. 645; so auch Papier, Grundgesetz und Wirtschaftsordnung, in: Benda / Maihofer /
Vogel (Hrsg.)Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl., 1994, S. 842 (RdNr. 94). Zu den verfassungsrechtlichen
Grundlagen der Besteuerung vgl. noch Birk, Steuerrecht, 7. Aufl., 2004, S. 30 ff., RdNrn. 101 ff., m. weit. Lit.
Hinw.; F. Kirchhof, Grundriß des Steuer- und Abgabenrechts, 2.Aufl., 2001, S. 25 ff., RdNrn. 53 ff..
3 Dazu Isensee, Steuerstaat als Staatsform, in: Hamburg, Deutschland, Europa, Festschrift für H. P. Ipsen zum
70. Geburtstag, 1979, S. 409 ff.; Friauf, Eigentumsgarantie und Steuerrecht, DÖV 1980, S. 480 ff.
4 Vgl. dazu z.B. BVerfG, BVerfGE 50, 290 ff, bes. 339. Ferner Kirchhof / von Arnim, Besteuerung und
Eigentum, in: VVDStRL 39 (1981), S. 213 ff.; 286 ff.; Friauf, Eigentumsgarantie und Steuerrecht, DÖV 1980,
S. 480 ff.; Schmidt-Bleibtreu / Schäfer, Besteuerung und Eigentum, DÖV 1980, S. 489 ff.. Vgl. noch
Schneeloch, Besteuerung und betriebliche Steuerpolitik, Band 1, 4.Aufl., 2003, S. 6

-

22 (zum Steuersystem der
Bundesrepublik Deutschland) und S. 452

-

463 (zu den Prinzipien des Steuerrechts).
5 Zur Differenzierung und Qualifizierung öffentlich-rechtlicher Handlungsformen der Verwaltung vgl. Krause,
Rechtsformen des Verwaltungshandelns, 1974, S. 1 ff.; ferner Tettinger, Rechtsanwendung und gerichtliche
Kontrolle im Wirtschaftsverwaltungsrecht, 1980, S. 273 ff..



2 Einführung

dienender Funktion verwiesen. Denn noch immer ist der Staat um des Menschen willen da,
nicht der Mensch um des Staates willen6. Gleichwohl bleibt die Wirkkraft der Freiheitsrechte
gegenüber der staatlichen Finanzgewalt außerhalb des Verwaltungsverfahrensrechts relativ
gering. Anderes gilt für das Steuerprüfungs- (§§ 193

-

207 AO), -fahndungs- (§ 208 AO) und
-aufsichtsverfahren (§§ 209

-

217 AO), für die die grundrechtlichen Eingriffsschranken
„Verhältnismäßigkeitsprinzip" und „Übermaßverbot" ihre uneingeschränkt wichtige
Bedeutung haben; ungeachtet der Tatsache, ob sich das administrative procedere auf den
Bereich der Finanz- oder der Ordnungssteuern7 bezieht.8

6 Vgl. hierfür Art. 1 Abs. 1 des Herrenchiemsee-Entwurfs.
7 Vgl. dazu schon Friauf, Verfassungsrechtliche Grenzen der Wirtschaftslenkung und Grundgesetz, 1973,
S. 26 ff.; Knies, Steuerzweck und Steuerbegriff, 1976, S. 123 ff.; Bodenheim, Der Zweck der Steuer, 1979,
S. 1 ff; Papier, Besteuerung und Eigentum, DVB1. 1980, S. 787 ff.8 Zu den Grundanforderungen des Gleichheitssatzes, der Freiheitsrechte und der Rechtssicherheit an das
Besteuerungsverfahren vgl. Puhl, Besteuerungsverfahren und Verfassung, DStR 1991, S. 1141 ff. und 1173 ff;
Bayer, Steuerlehre

-

Steuerverfassung, Steuergesetz, Steuergericht
-

1997, RdNrn. 30, 31, 896, 1555; Lang, in:
Tipke / Lang, Steuerrecht, 16.Aufl., 1998, § 4 RdNrn. 209 ff.; Birk, Steuerrecht, 7. Aufl., 2004, S. 57 ff., RdNrn.
166 a

-

178 b; Mösbauer, Steuerliche Außenprüfung, Steueraufsicht und Steuerfahndung
-

im Spiegel
staatlichen Autoritätsschwundes, WPg 2005, S. 499

-

503.
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A. Allgemeine Vorbemerkungen zur Außenprüfung
§ 1 Begriff, Wesen und Art der Außenprüfung im Steuerrecht

I. Begriff der Außenprüfung
Die Außenprüfung findet ihre gesetzliche Regelung in den §§ 193

-

207 AO. Der Begriff
Außenprüfung umfaßt danach alle unter einer entsprechenden Prüfungsanordnung1
durchgeführten Sachverhalts-Ermittlungen einer Finanzbehörde, die auf eine umfassende
Beurteilung der steuerlich bedeutsamen Sachverhalte gerichtet sind.
Der gesetzliche Begriff „Außenprüfung" steht heute für den üblichen Begriff
„Betriebsprüfung". Daß der Gesetzgeber der AO an Stelle des früheren Begriffs
„Betriebsprüfung" den Begriff „Außenprüfung" gesetzt hat, verdeutlicht, daß die Prüfung
nicht nur steuerliche Verhältnisse von Betrieben, sondern u.U. auch von Privatpersonen mit
steuerlich bedeutsamen Einkommens- oder Vermögensverhältnissen erfassen sollte.
Die Finanzverwaltung glaubt gleichwohl, den eingebürgerten Begriff Betriebsprüfung
beibehalten zu müssen, was sich z.B. auch in der Bezeichnung der „AllgemeinenVerwaltungsvorschrift2 für die Betriebsprüfung

-

Betriebsprüfungsordnung
-

(BpO 2000)"
vom 15.3.20003 manifestiert.
Ein solches procedere begegnet aber im Hinblick auf Art. 20 Abs. 3 Halbs. 2 GG erheblichen
rechtlichen Bedenken. Denn als vollziehende Gewalt ist die Finanzverwaltung, gleich der
Rechtsprechung, an die gesetzlichen Vorschriften der §§ 193

-

207 AO
-

auch begrifflich
-gebunden. Dies gilt auch unter dem Gesichtspunkt, daß mit der Verwaltungsvorschrift der

„BpO 2000" vorrangig die Durchführung der Außenprüfung bei Land- und Forstwirten,
Gewerbetreibenden und Freiberuflern geregelt werden sollte4. Doch ist auch eine solche
organisatorische Abgrenzung der Betriebsprüfung als „allgemeine Außenprüfung" von den
anderen Außenprüfungen als „besonderen Außenprüfungen"5 an das Gesetz

-

die AO
-

und
die dort gesetzgeberisch vorgegebenen Begriffe gebunden.

II. Wesen der Außenprüfung
1. Gesetzgeberisch erklärter Zweck des Ermittlungsverfahrens

1 Vgl. dazu Mösbauer, Materiell-rechtliche Folgerungen der Anordnung einer steuerrechtlichen Außenprüfung,
StBp 1998, S. 127 ff.; Mösbauer, Zeitliche Anforderungen an die Bekanntgabe einer Prüfungsanordnung, StBp
2000, S. 65 ff.; Mösbauer, Die abgekürzte Außenprüfung

-

Beschränkung von Rechtsansprüchen zugunsten der
Verfahrensbeschleunigung, StBp 2001, S. 309 ff.
2 Sie hat ihre Rechtsgrundlage in Art. 108 Abs. 7 GG. Danach kann die Bundesregierung allgemeine
Verwaltungsvorschriften erlassen, und zwar mit Zustimmung des Bundesrates, soweit die Außenprüfungen den
Landesfinanzbehörden und dem Bundesamt für Finanzen obliegen. Vgl. dazu auch § 1 Abs. 1 BpO 2000.
3 BStBl. 2000 I, 368. Vgl. auch Birk, Steuerrecht, 7.Aufl., 2004, S. 142, RdNr. 442.
4 Vgl. dazu § 2 Abs. 2 BpO 2000.
5 Z.B. Umsatzsteuer

-

Sonderprüfung; Lohnsteuer
-

Außenprüfung. Vgl. in diesem Zusammenhang BFH, Urteil
vom 14.11.1986

-

VIR 214/ 83 -BStBl. 1987 II, 198; Mösbauer, in: Koch / Scholtz, AO, 5. Aufl., 1996, § 193
AO, Anm. 7. Vgl. auch § 1 Abs. 2 BpO 2000. Zur Umsatzsteuer-Sonderprüfung vgl. Mösbauer, Die
Umsatzsteuer- Sonderprüfung

-

eine spezifische Form der Außenprüfung, UVR 2002, S. 333; zur Lohnsteuer-
Außenprüfung vgl. Mösbauer, Die Überlassung von Werks- und Dienstwohnungen an Arbeitnehmer als
typische Zweifelsfrage der Lohnsteuer-Außenprüfung, StBp 2002, S. 81.
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Gesetzgeberisch erklärter Zweck des steuerlichen Ermittlungsverfahrens nach §§ 134 bis
154 AO6 ist die, nach § 85 AO gesetzmäßige und gleichmäßige Erfassung und Sicherstellung
der jeweils zutreffenden Besteuerungsgrundlagen7 für die Durchführung der Besteuerung.8
Zur Erreichung dieses Zweckes hat der Gesetzgeber dem Steuerpflichtigen eine Reihe von
Pflichten auferlegt; in Kenntnis administrativen Verhaltens aber auch zahlreiche Rechte
eingeräumt.9
Ob in concreto eine Einzelermittlungsmaßnahme'0 oder eine Ermittlungsmaßnahme im
Rahmen einer Außenprüfung vorliegt, entscheidet sich daran, wie sich das Tätigwerden der
Finanzbehörde aus der Sicht des Betroffenen" in entsprechender Anwendung der zu § 133
BGB entwickelten Rechtsgrundsätze darstellt.12 Entscheidend ist nach zutreffender
Feststellung des BFH13, wie der Steuerpflichtige nach den ihm bekannten Umständen den
Gehalt der Ermittlungsmaßnahme unter Berücksichtigung von Treu und Glauben verstehen
konnte.

2. Gesetzgeberisch erklärter Zweck der Außenprüfung
Auch die Außenprüfung dient nach § 194 Abs. 1 Satz 1 AO der Ermittlung der steuerlichen
Verhältnisse des Steuerpflichtigen.14 Damit ist gesetzgeberisch die richtige Ermittlung und

6 Dazu vgl. Mösbauer, in: Koch / Scholtz, AO, 5.Aufl., 1996, §§ 134 ff. AO; Mösbauer, Grenzen der
Buchführungs- und Abschlußpflicht bestimmter Steuerpflichtiger nach § 141 AO, DB 1995, S. 397 ff.;
Mösbauer, Derivative und originäre steuerliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten gewerblicher
Unternehmer, DStZ 1996, S. 722 ff.; Mösbauer, Zur steuerlichen Buchführungspflicht gewerblicher
Unternehmer nach § 140 AO, DB 1996, S. 2582 ff.; Mösbauer, Beginn, Ende und Übergang der steuerlichen
Buchführungspflichten gewerblicher Unternehmer, DSfZ 1997, S. 201 ff.; Mösbauer, Die Anforderungen an die
Beschaffenheit einer steuerlichen Buchführung nach § 145 Abs. 1 AO, DB 1999, S. 1876 ff.; Mösbauer, Die an
die Buchführung und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen zu stellenden Anforderungen, DB 2002, S. 498
ff.; Mösbauer, Der

-

erweiterte
-

Zugriff der Außenprüfung auf die elektronischen Datenverarbeitungssysteme
des zu prüfenden Unternehmens, in: Schröder / Muus (Hrsg.), Handbuch der steuerlichen Betriebsprüfung 2002,
Liefg. 1 / 02 (April 2002), Kz. 3575 (S. 1

-

10).
7 Auf diese „zutreffenden Besteuerungsgrundlagen" wird zunehmend dadurch eingewirkt, daß Einkünfte oder
wesentliche Teile davon in das niedrigbesteuernde Ausland verlagert werden. Dazu vgl. Mösbauer, Die
Beteiligungsbesteuerung bei Übertragung bestimmter Einkunftsquellen ins niedrigbesteuernde Ausland, BB
1998, S. 817 ff.; Mösbauer, Verlagerung von bestehender oder zukünftiger Steuersubstanz in
niedrigbesteuerndes Ausland, DStZ 1998, S. 706 ff..
8 S. dazu Mösbauer, in: Koch / Scholtz, AO, 5. Aufl., 1996, §§ 134 ff. AO, und vor § 193 AO, Rzn. 1 ff..
' Vgl. dazu Mösbauer, Rechte und Pflichten des Steuerpflichtigen bei der Durchführung der Besteuerung, StB
1984, S. 66 ff; Mösbauer, Zum Umfang der Mitwirkungspflichten der Beteiligten und anderer Personen im
Besteuerungsverfahren, DB 1985, S. 410 ff.; Mösbauer, Grenzen der Buchführungs- und Abschlußpflicht
bestimmter Steuerpflichtiger nach § 141 AO, DB 1995, S. 397 ff.; Mösbauer, Derivative und originäre
steuerliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten gewerblicher Unternehmer nach § 140 AO, DB 1996, S.
2582 ff.; Mösbauer, Beginn, Ende und Übergang der steuerlichen Buchführungspflichten gewerblicher
Unternehmer, DStZ 1997, S. 201 ff.; Mösbauer, Die Anforderungen an die Beschaffenheit einer steuerlichen
Buchführung nach § 145 Abs. 1 AO, DB 1999, S. 1876 ff. ; Mösbauer, Die an die Buchführung und die sonst
erforderlichen Aufzeichnungen zu stellenden Anforderungen, DB 2002, S. 498 ff; Mösbauer, Der

-

erweiterte
-Zugriff der Außenprüfung auf die elektronischen Datenverarbeitungssysteme des zu prüfenden Unternehmens,

in: Schröder / Muus (Hrsg.), Handbuch der steuerlichen Betriebsprüfung 2002, Liefg. 1 / 02 (April 2002), Kz.
3575 (S. 1

-

10).
10 Vgl. dazu auch AEAO (i.d.F. BMF

-

Sehr. v. 14.2.2000
-

BStBl. 2000 I, S. 190, ber. S. 495 / BMF
-

Sehr. v.
14.1.2002

-

BStBl. 2002 I, S. 64) zu § 85 AO.
" Eine Einzelermittlungsmaßnahme liegt z.B. dann vor, wenn ein Veranlagungsbeamter zum Zwecke der
Überprüfung der in der Einkommensteuererklärung gemachten Angaben über ein häusliches Arbeitszimmer bei
dem Steuerpflichtigen erscheint. So auch Birk, Steuerrecht, 7. Aufl., 2004, S. 142 f., RdNr. 442.
12 BFH, Urteil vom 2.2.1994 -1 R 57 / 93

-

BStBl. 1994 II, 377, 378.
13 BFH, Beschluß vom 25.8.1981

-

VII B 3 / 81
-

BStBl. 1982 II, 34; BFH, Urteil vom 28.11.1985
-

IV R 178 /
83
-

BStBl. 1986, II, 293; BFH, Urteil vom 19.6.1979
-

VIIR 27 / 77
-

BStBl. 1980 II, 31.
14 Er läßt aber die Regelungen über die Beweiserhebung im Besteuerungsverfahren nach §§ 88 ff. AO unberührt.
Zum Zweck vgl. auch § 2 Abs. 1 Satz 1 BpO 2000; § 194 Abs. 1 Satz 1 AO.
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Würdigung der steuerlich bedeutsamen Sachverhalte15 gemeint, nicht etwa auf eine auf die
Erzielung von Mehrsteuern ausgerichtete Ermittlung. Dazu gehört aber die bei der Praxis des
Außenprüfungsdienstes nicht selten vermißte Erkenntnis, daß die tatsächlichen und
rechtlichen Verhältnisse, soweit sie für die Steuerpflicht und die Bemessung der Steuer
relevant sind, nach § 199 Abs. 1 Alt. 1 AO auch zugunsten des Steuerpflichtigen zu prüfen
sind. Um solcher rechtswidriger Tendenz administrativen Vorgehens im Interesse gebotenen
rechtmäßigen Verhaltens entgegenzuwirken, wies z.B. FinMin. NW bereits in seinem Erlaß16
vom 17.5.1978 darauf hin, daß alles zu vermeiden sei, was auch nur den Anschein erwecken
könnte, daß ein Angehöriger des Außenprüfungsdienstes nicht mit der erforderlichen
Objektivität vorgeht. Mißt man aber die Realität an der Ermessensausübung bei der
Anordnung und Durchführung von Prüfungsmaßnahmen sowie an der Beachtung der
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit des Mittels und des geringstmöglichen Eingriffs, so läßt
sich bundesweit konstatieren, daß die Mehrergebnisse der Außenprüfungen solange nicht
lediglich Folgewirkungen der Außenprüfung sein werden, wie sie Karrieredeterminanten für
die fachliche Beurteilung der Außenprüfer sind.
Nach § 194 Abs. 1 Satz 2 AO obliegt die Bestimmung des sachlichen und zeitlichen Umfangs
der Außenprüfung dem pflichtgemäßen Ermessen der Finanzbehörde. Sie kann auch
bestimmen, ob sie die Prüfungspunkte und die im Interesse einer Verfahrensbeschleunigung
zu setzenden Schwerpunkte17 bereits in der Prüfungsanordnung abgrenzen will. Sie kann nach
§ 194 Abs. 1 Sätze 3 und 4 und Abs. 2 AO unter gewissen Voraussetzungen die
Außenprüfung beim Steuerpflichtigen und bei einer Gesellschaft auch auf die steuerlichen
Verhältnisse von Gesellschaftern von Personen- und Kapitalgesellschaften, von Mitgliedern
von Genossenschaften und anderen Personenvereinigungen (z.B. Vereine), von

Betriebsangehörigen oder Mitgliedern von Überwachungsorganen (z.B. Aufsichtsräte)
ausdehnen. Da § 194 Abs. 2 AO anders als z.B. § 194 Abs. 1 Sätze 3 und 4 AO keine
Einschränkung hinsichtlich des Prüfungsumfangs enthält, wird davon auszugehen sein, daß
die Prüfung die gesamten steuerlichen Verhältnisse der Gesellschafter oder Mitglieder
erfassen darf, sofern eine solche Feststellung zweckmäßig ist.
Allerdings bedarf es des Verwaltungsaktes einer besonderen Prüfungsanordnung nach §§ 196,
197 Abs. 1 AO, denn nur sie stellt die unmittelbare ermächtigende und verpflichtende
Rechtsgrundlage für die Außenprüfung dar.18 Vergleicht man die mit § 193 AO vom

Gesetzgeber den Finanzbehörden eingeräumte Berechtigung und den gleichinhaltlichen
Auftrag zur Durchführung von Außenprüfungen sowie deren Zweck nach § 194 Abs. 1 Satz 1
AO19 z.B. mit dem Zweck der besonderen Steueraufsicht20 über Zölle und Verbrauchsteuern,
so läßt sich ein wesentlicher Unterschied nicht übersehen: Während die Steueraufsicht in
besonderen Fällen der laufenden Kontrolle von Unternehmen, die den Tatbestand des § 209
AO erfüllen, dient, obliegt der Außenprüfung, ihrem Wesen nach überwiegend die

-

15 Die Ermittlung beschränkt sich nicht nur auf die unternehmerischen Einkünfte, sondern erfaßt auch andere
Einkünfte wie z.B. solche aus Kapitalvermögen, ferner Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen.16Erl. FinMin. NW vom 17.5.1978-S. 1401-5-VA 1.
17 Vgl. dazu § 5 BpO 2000.
18 Zur Wirksamkeit der Prüfungsanordnung vgl. BFH, Urteil vom 10.4.1987

-

III R 202 / 83 -, BStBl. 1988 II,
165 ff.. Zur Prüfungsanordnung eines mit der Durchführung einer Außenprüfung beauftragten Finanzamtes vgl.
BFH, Urteil vom 10.12.1987

-

IV R 77 / 86 -, BStBl. 1988 II, 322 ff.; ferner Mösbauer, Zeitliche
Anforderungen an die Bekanntgabe einer Prüfungsanordnung, StBp 2000, S. 65 ff.." Er ist nicht identisch mit dem Zweck sog. Liquiditätsprüfungen, durch die z.B. festgestellt werden soll, ob
die Voraussetzungen für vom Steuerpflichtigen beantragte Billigkeitsmaßnahmen, wie Stundung oder Erlaß,
vorliegen. Wesensverschieden ist auch der Zweck sog. Richtsatzprüfungen.20 Dazu vgl. schon Paulick, in: HUbschmann / Hepp / Spitaler, AO / FGO, 7.Aufl., 1951 / 79, § 209 AO Rz. 2;
ferner Mösbauer, Steueraufsicht im Bereich der Zölle und Verbrauchsteuern, DB 1980, S. 1506 ff; Mösbauer,
Befugnisgrenzen der finanzbehördlichen Steueraufsicht (§§ 209 ff. AO), DStZ 1988, S. 267 ff.; Mösbauer,
Staatsaufsicht über die Wirtschaft, 1990, §§ 27

-

29 (S. 531 ff); ferner Rüsken, in: Klein, AO, 6.Aufl., 1998,
§209 AO, Anm. 1.



Teil I: Die steuerliche Außenprüfung 7

regelmäßig nicht laufende21
-

Ermittlung der regelmäßig22 sämtlichen steuerlichen
Verhältnisse eines Steuerpflichtigen.23
Der Vergleich zeigt also, daß die Außenprüfung ihre besondere Bedeutung im
Besteuerungsverfahren hat, das noch dazu in der Praxis „das Schwergewicht der
finanzamtlichen Prüfung zunehmend auf die Außenprüfung verlagert"24. Die Außenprüfung
ist damit, ihrem Wesen nach, ein besonderes Verfahren der

-

Uberwachenden25
-Sachaufklärung. Über ein bloßes Aufklären der steuerlichen Verhältnisse hinaus, kommt der

Außenprüfung aber zugleich auch eine wesentliche steueraufsichtliche Funktion zu, nämlich
die, die Besteuerung vorzubereiten, zu sichern und schließlich nachzuprüfen. Es kann daher
Zwank nur zugestimmt werden, wenn er feststellt, daß die Außenprüfung für die Verwaltung
„die effektivste26 und daher wichtigste Kontrollmaßnahme der FinVerw." darstellt. Diese
Realität zeigt, daß das Rechtsinstitut Außenprüfung daher schon seinem Wesen nach einer
isolierten Betrachtung nicht zugänglich sein kann.
In diesem öffentlichen Interesse ist es auch begründet, daß der Gesetzgeber dem
Steuerpflichtigen kein Recht auf Durchführung einer Außenprüfung eingeräumt, sondern sie
dem finanzbehördlichen Entschließungs-27 und Auswahlermessen28 anheimgestellt hat.
Auf die steueraufsichtliche Funktion der Außenprüfung verweist auch die durch § 194 Abs. 3
AO gesetzlich erstmals geregelte Befugnis der Finanzbehörden, Kontrollmitteilungen
21 Vgl. z.B. nur den zeitlichen Umfang der Außenprüfung nach § 4 BpO 2000. Nach § 4 Abs. 2 Satz 1 BpO 2000
soll nur bei Großbetrieben der Prüfungszeitraum an den vorhergehenden Prüfungszeitraum anschließen. Zum
Steueraufsichtsverfahren vgl. auch AEAO zu § 85 AO, Nr. 1.
22 Nur ausnahmsweise kann das berechtigte Interesse des Steuerpflichtigen Vorrang genießen und ein
Verwertungsverbot begründen. Vgl. dazu FG Baden

-

Württemberg / Stuttgart, Urteil vom 23.6.1993
-

9 K 112/
89
-

EFG 1994, 75. Diese Ausnahme weist nach, daß es bei der grundlegenden und einschneidenden Bedeutung
für den Staat, die Volkswirtschaft, die Unternehmen und sonst für jeden einzelnen ein wesentliches Gebot der
Gerechtigkeit ist, daß der Staat die gesetzlich vorgesehene Besteuerung auch gegenüber jedermann gleichmäßig
durchzusetzen versucht und dadurch ungleiche Behandlung und Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten einzelner
möglichst verhindert (BFH, Urteil vom 29.10.1986

-

VII R 82 / 85
-

BStBl. 1988 II, 359). Zum Prinzip einer
möglichst gleichmäßigen Belastung der Steuerpflichtigen vgl. BVerfG, Urteil vom 27.6.1991

-

2 BvR 1493 / 89
-BStBl. 1991 11,654.
23 Vgl. dazu schon Paulick, Lehrbuch des allgemeinen Steuerrechts, 3.Aufl., 1977, Rz. 1082; Seer, in: Tipke /
Lang, Steuerrecht, lö.Aufl., 1998, § 22, Rzn. 224 ff., 253 ff., 258.
24 So schon Klein / Orlopp, AO, 2. Aufl., § 193 AO, Anm. 1; so auch Zwank, in: Koch, Abgabenordnung,
2.Aufl., 1979, Vorbem. zu §§ 193

-

207 AO, Rz. 3; Zwank, in: Koch, AO, 3.Aufl., 1986, Vorbem. zu §§ 193
-207 AO, Rz. 3.

Diese Tendenz spiegelt sich auch in der Rechtsprechung des BFH wieder. So ist nach BFH, Urteil vom
4.11.1987 -HR 102 / 85 -, BStBl. 1988 II, 113 ff. die Anordnung einer Außenprüfung auch zulässig, soweit
ausschließlich festgestellt werden soll, ob und inwieweit Steuerbeträge hinterzogen oder leichtfertig verkürzt
worden sind. Eine sich insoweit gegenseitig ausschließende Zuständigkeit von Außenprüfung und
Steuerfahndung besteht nicht.
25 So im Ergebnis auch BFH, Urteil vom 28.8.1987

-

III R 189 / 84 -, BStBl. 1988 II, 2t; ferner § 2 Abs. 1 Satz
1 BpO 2000; Birk, Steuerrecht, 7Aufl., 2004, S. 142 ff., RdNrn. 441 ff.
26 Zwank verwechselt aber wohl die Begriffe „effektiv" und „effizient". Aus der Tatsache, daß er in: Koch, AO,
2.Aufl., 1979, Vorbem. zu §§ 193

-

207 AO, Rz. 1, noch von „wirksam" sprach, diesen Begriff in der 3.Aufl.
aber durch „effektiv" ersetzte, ist zu entnehmen, daß er nur „effizient" gemeint haben kann.
27 Die Finanzbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob

...

eine Außenprüfung durchgeführt wird.
So auch § 2 Abs. 3 Satz 1 BpO 2000. Dies gilt auch, wenn der Steuerpflichtige eine baldige Außenprüfung
begehrt. So ausdrücklich § 2 Abs. 3 Satz 2 BpO 2000.
28 Die Betätigung des Auswahlermessens steht unter dem Vorbehalt gesetzmäßiger gleichmäßiger Besteuerung
(§§85, 199 Abs. 1 AO). Zutreffend wies daher Tipke, Steuerrecht, lO.Aufl., 1985, § 18,4.1 (S. 579), darauf hin,
daß die Ablehnung einer Außenprüfung mit der Begründung, die Prüfung werde voraussichtlich nicht zu
Steuernachforderungen, sondern zu Steuererstattungen führen, wegen §§ 85, 88 Abs. 2, 199 Abs. 1 AO mangels
Aufgabenkonformität ermessensfehlerhaft wäre. Gleichmäßige Besteuerung erfordert aber auch sog.
Stichprobenprüfungen. Das mögen jene Finanzverwaltungen zur Kenntnis nehmen, die sich bei der Auswahl der
nach § 193 Abs. 1 AO zu prüfenden Unternehmer mehr vom fiskalischen Prinzip als vom Prinzip der
gesetzmäßigen, gleichmäßigen Besteuerung leiten lassen. Vgl. dazu auch Wenzig, Das pflichtgemäße Ermessen
bei der Auswahl zur Außenprüfung, StuW 1982, S. 321 ff..
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hinsichtlich der Verhältnisse „anderer als der in § 194 Abs. 1 AO genannten Personen" oder
hinsichtlich festgestellter unerlaubter Hilfeleistung in Steuersachen erstellen zu dürfen. Die
Finanzbehörden können auf derartige Kontrollmaßnahmen im Interesse einer
ordnungsgemäßen Besteuerung nicht verzichten. Trotz der verständlicherweise sehr großen
Versuchung der Finanzverwaltung kann es aber nicht zulässig sein, eine Außenprüfung mit
dem Ziel durchzuführen, die Verhältnisse Dritter zu prüfen. Denn die Außenprüfung dient
nach § 194 Abs. 1 Satz 1 AO der Ermittlung der steuerlichen Verhältnisse eines bestimmten
Steuerpflichtigen, nicht aber der Beschaffung von Kontrollmaterial.

III. Art der Außenprüfung
Die Außenprüfung gewinnt im Steuerrecht immer mehr an Bedeutung30. Die zu erfassenden
Sachverhalte werden immer vielschichtiger und damit komplizierter. Kaum ein größerer
Steuerfall wird heutzutage als endgültig geklärt und erledigt angesehen, bevor nicht noch eine
Außenprüfung stattgefunden hat, und die für die Steuerpflicht und die Bemessung der Steuer
relevanten tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse zugunsten wie zuungunsten des
Steuerpflichtigen festgestellt und rechtlich bewertet sind.31
Der Grundsatz der Finanzverwaltung: „erst ermitteln, dann festsetzen" wird qua via zur

Ausnahme; die Steuerfestsetzung nach §§ 164, 165 AO gewinnt im Hinblick auf die
Ermittlung durch Außenprüfung32 Regelcharakter.
„Angesichts d(ies)er herausragenden Bedeutung der Außenprüfung33 für den
Steuerpflichtigen und die Verwaltung ist es von großer Wichtigkeit, daß das Verfahren der
Durchführung einer Außenprüfung klar und ausreichend geregelt ist."34 Dies setzt voraus, daß
die Rechte und Pflichten der am Außenprüfungsverfahren Beteiligten genau determiniert
sind. Eine solche Determinierung erfordert, daß das Außenprüfungsverfahren, mehr als
bisher, auch verfassungs- und allgemein verwaltungsverfahrensrechtlichen Erkenntnissen
zugänglich gemacht wird, die die Außenprüfung erkennbar jener verfahrensrechtlichen
Position zuweisen, die ihr nach der Systematik der AO zukommt oder zumindest zukommen
sollte.
Die schlechten Voraussetzungen für eine solche Zuweisung liegen ohne Zweifel in den
verstreuten Vorschriften der AO begründet. Und sie sind sicher auch die Ursache dafür, daß
die Wissenschaft seit langem ihr besonderes Interesse mehr systematischen Fragen des
materiellen Steuerrechts statt solchen des Verwaltungsverfahrensrechts zuwendet.
Gleichwohl stellt das Außenprüfungsverfahren ein besonders formell eingeleitetes
Verwaltungsverfahren dar, das der Beeinflussung durch allgemeine angeblich „nur
auslegende" Verwaltungsanweisungen der Finanzbehörden nicht bedarf. Zu Recht begegnete
29

...

und wegen des Sinngehalts des § 194 Abs. 3 AO wohl auch hinsichtlich der Verhältnisse anderer als der in
§ 194 Abs. 2 AO genannten Personen

...
30 Dieser Bedeutungszuwachs führt in der Praxis dazu, daß

-

trotz des Zwangs zur Begrenzung der
Personalausgaben

-

die Finanzverwaltungen zunehmend um eine „vernünftige Verstärkung des
Außendienstes" bemüht sind. Denn nur dadurch ist jenes Maß an Steuergerechtigkeit erreichbar, das für die
Sicherung der Steuereinnahmen und der Steuermoral unabdingbar ist. Vgl. in diesem Zusammenhang Heine, Zur
aktuellen Situation der Prüfungsdienste der Finanzverwaltung, Stbg 1998, S. 241.
31 Zur Kontrollfunktion der Außenprüfung vgl. Kühn / Hofmann, AO / FGO, 17.Aufl., 1995, § 194 AO, Anm.
2; ferner Bundesrechnungshof, BT-Drucks. 10 / 2223, Tz. 54; Mösbauer, in: Koch / Scholtz, AO, 5.Aufl., 1996,
§ 193 AO, Anm. 1; so auch § 2 Abs. 1 Satz 1 BpO 2000.
32 Nun wird die Außenprüfung vom Steuerpflichtigen regelmäßig als lästig empfunden. Gleichwohl sollte nicht
übersehen werden, daß sie letzten Endes auch dazu beiträgt, Zweifelsfragen für den Steuerpflichtigen zu klären
und Verbesserungen im Rechnungswesen und in der Buchführung zu bewirken.
33 Ebenso Schick, Das Rechtsinstitut Außenprüfung

-

Grundstrukturen und tragende Prinzipien, DStR 1980, S.
275.
34 Zwank, in: Koch, Abgabenordnung, 3.Aufl., 1986, Vorbem. zu §§ 193

-

207 AO, Rz. 2.
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Schick solchen Regelungen mit kritischem Mißtrauen, da speziell die Finanzverwaltung
immer wieder versucht, trotz neuer gesetzlicher Regelungen am gewachsenen Rechtszustand
festzuhalten oder unter Berufung auf Zweckmäßigkeitsgründe sich vom Gesetz zu entfernen.
Beweise hierfür sind das Beharren der Finanzverwaltung auf eigener gesetzlicher
Terminologie36 sowie eigenen gesetzwidrigen Organisationsregelungen37.
Dieses procedere macht es

-

trotz der Regelung des § 2 Abs. 1 Satz 2 BpO 2000
-

in
besonderer Weise erforderlich, der Finanzverwaltung für die Anordnung und Durchführung
des Prüfungsverfahrens die Bedeutung des verfassungsrechtlichen Übermaßverbotes für
die Festlegung von Zeitpunkt und Zeitdauer38 der Prüfung, die Bestimmung der Prüferzahl
und das Mitwirkungsverlangen gegenüber dem Steuerpflichtigen entgegenzuhalten.
Zutreffend verweist Schick auch darauf, daß wegen des mit der Außenprüfung
notwendigerweise verbundenen weitgehenden Eindringens in die persönliche Sphäre des
Steuerpflichtigen und wegen der Durchführung der Prüfung in den Geschäftsräumen des
Steuerpflichtigen die Behörde

-

auch über die ausdrücklich geregelten Fälle der Gewährung
rechtlichen Gehörs39 hinaus

-

sich grundsätzlich mit dem Steuerpflichtigen hinsichtlich
Prüfungszeit40 des vom Steuerpflichtigen bereitzuhaltenden Raumes oder Arbeitsplatzes etc.41
abzustimmen hat. Letztlich hat sie die maßgeblichen Verfahrensschritte , allerdings einseitig,
festzulegen; denn sie ist „Herrin des Prüfungsverfahrens" und hat als solche die
Verfahrensleitung. Wird beim Steuerpflichtigen geprüft, so bleibt dessen Hausrecht allerdings
grundsätzlich aufrechterhalten. Dies hat zur Folge, daß das Betreten der Privatwohnung des
Steuerpflichtigen zum Zwecke der Prüfung gegen den Willen des Steuerpflichtigen im
Hinblick auf Art. 13 GG unzulässig ist. In den Geschäftsräumen ist eine Außenprüfung aber
grundsätzlich zulässig.
Die Art dieser Ermittlungen durch Außenprüfungen bestimmt zugleich auch die Art der
Außenprüfung, nämlich als allgemeine Außenprüfung oder als besondere Außenprüfung42,
als unbeschränkte oder als auf die wesentlichen Grundlagen beschränkte

-

sog.
abgekürzte43

-

Außenprüfung; als uneingeschränkt zulässige oder als nur eingeschränkt
zulässige Außenprüfung.44

§ 2 Allgemeine Außenprüfungen - Besondere Außenprüfungen
I. Allgemeine Außenprüfungen

Schick, Das Rechtsinstitut Außenprüfung
-

Grundstrukturen und tragende Prinzipien, DStR 1980, S. 276.
36 So verwenden z.B. die Finanzverwaltungen den Begriff .Betriebsprüfung" trotz des entgegenstehenden
Gesetzeswortlauts z.B. der §§ 193, 194, 195, 196, 197, 198, 199, 200, 201, 202 und 203 AO gleich wohl weiter.
37 Vgl. z.B. nur die „Gnofä".
38 Vgl. dazu mangels gesetzlicher Regelung den nur für die Verwaltung unmittelbar verbindlichen § 4 BpO
2000.
39 Vgl. dazu z.B. Mösbauer, Der Informationsanspruch des Steuerpflichtigen bei der Durchführung einer
steuerlichen Außenprüfung, StBp 2001, S. 217 ff..
40 Vgl. dazu z.B. Mösbauer, Zeitliche Anforderungen an die Bekanntgabe einer Prüfungsanordnung, StBp 2000,
S. 65 ff..
41 Vgl. z.B. Mösbauer, Zum Umfang der Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers bei der Lohnsteuer-
Außenprüfung, DB 1998, S. 1303 ff..
42 Vgl. z.B. Mösbauer, Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung

-

eine spezifische Form der Außenprüfung, UVR
2002, S. 333 ff.
43

...

nach § 203 AO. Sie erfüllt alle Kriterien einer Außenprüfung. Auf sie sind auch alle Vorschriften der §§ 193
ff. AO anwendbar, mit Ausnahme des § 201 Abs. 1 AO und § 202 Abs. 2 AO. Vgl. dazu Mösbauer, Die
abgekürzte Außenprüfung, StBp 2001, S. 309 ff.
44 Vgl. dazu Köhler, Prüfung durch „bewußte Auswahl" oder durch .Zufallsauswahl", StBp 2002, S. 68 ff..
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1. Die uneingeschränkte Zulässigkeit der Außenprüfung
Nach der Ermächtigungs- und Auftragsnorm des § 193 Abs. 1 AO1 ist eine Außenprüfung
uneingeschränkt zulässig bei Steuerpflichtigen, die einen gewerblichen oder land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb unterhalten oder die freiberuflich tätig sind. Sie gelten ex ante
als prüfungsbedürftig.
Ist ein Betriebsinhaber verstorben, ist die Anordnung der Außenprüfung auch gegenüber dem
Erben zulässig.
Besondere Voraussetzungen, wie z.B. bei der nur eingeschränkt zulässigen Außenprüfung
nach § 193 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 AO müssen nicht vorliegen2.
Das gesetzgeberische Motiv der Regelung des § 193 Abs. 1 AO ist darin begründet, daß bei
den in Abs. 1 genannten Steuerpflichtigen die steuerlichen Verhältnisse regelmäßig nur auf
Grund der geführten Bücher3 und Aufzeichnungen überprüft und ermittelt werden können.4
Können sich aus solchen Ermittlungen keine steuerlichen Folgen ergeben, z.B. weil die
Festsetzungsfrist bereits abgelaufen ist (§§ 169 ff. AO), ist die Durchführung einer
Außenprüfung unzulässig. Denn die Außenprüfung ist nicht Selbstzweck.5

2. Die eingeschränkte Zulässigkeit der Außenprüfung
Während bei den Steuerpflichtigen des § 193 Abs. 1 AO eine Außenprüfung ohne besondere
Einschränkungen und Voraussetzungen zulässig ist, kann bei denen des § 193 Abs. 2 AO eine
Außenprüfung nur unter den Einschränkungen6 des § 193 Abs. 2 Nr. 1 AO und den
Voraussetzungen7 des § 193 Abs. 2 Nr. 2 AO stattfinden.
Konkret bedeutet das, daß bei den in § 193 Abs. 2 AO genannten „anderen" Steuerpflichtigen
eine Außenprüfung nur zulässig ist, soweit sie die Verpflichtung dieser Steuerpflichtigen
betrifft, für Rechnung eines anderen Steuern zu entrichten oder einzubehalten und abzuführen
( § 193 Abs. 2 Nr. 1 AO) oder wenn die für die Besteuerung erheblichen Verhältnisse der
Aufklärung bedürfen und eine Prüfung an Amtsstelle nach Art und Umfang des zu prüfenden
Sachverhalts, z.B. wegen umfangreicher und vielgestaltiger Einkünfte, nicht zweckmäßig ist
( § 193 Abs. 2 Nr. 2 AO).
Haben Ehegatten Zusammenveranlagung beantragt, so ist eine Außenprüfung wohl nur gegen
den Steuerpflichtigen zulässig, bei dem die spezifischen Voraussetzungen vorliegen.
Stillschweigende Bevollmächtigung ist kein Surrogat für die fehlenden Voraussetzungen der
Außenprüfung.

II. Besondere Außenprüfungen

1 Vgl. auch § 2 Abs. 2 BpO 2000. Vgl. dazu auch Mösbauer, Zur Begründung der Anordnung einer
Außenprüfung nach § 193 Abs. 1 AO, DB 1993, S. 67; dazu Tipke, in: Tipke / Kruse, AO / FGO, vor § 193 AO.
2 Vgl. aber in diesem Zusammenhang die Außenprüfung von Konzernen und sonstigen zusammenhängenden
Unternehmen nach §§ 13 ff. BpO 2000.
3 Die Zulässigkeit einer Außenprüfung setzt jedoch keine Buchführungspflicht voraus; denn Freiberufler sind ,

wie § 141 AO zeigt, ohnehin nicht buchführungspflichtig. Vgl. dazu Mösbauer, Grenzen der Buchführungs- und
Abschlußpflicht bestimmter Steuerpflichtiger nach § 141 AO, DB 1995, S. 397 ff..
4 Vgl. dazu auch Bundesrechnungshof, BT-Drucks. 10 / 2223, Tz. 54. Er ist der Auffassung, daß eine zutreffende
Feststellung der gesetzlichen Besteuerungsgrundlagen insbesondere bei Gewinnermittlern i.d.R. nicht durch den
Innendienst der Finanzämter sichergestellt werden kann.
5 So im Ergebnis auch § 2 Abs. 1 Satz 1 BpO 2000: Zweck

...

ist die Ermittlung und Beurteilung der steuerlich
bedeutsamen Sachverhalte, um die Gleichmäßigkeit der Besteuerung sicherzustellen (§§ 85, 199 Abs. 1 AO).
6

...

soweit...
7... wenn

...
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1. Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung

a) Der Sonderprüfungstatbestand9
aa) Rechtliche Modalitäten

aaa) Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung
-

eine spezifische Form der Außenprüfung10
Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung11 ist, wie die Lohnsteuer-Außenprüfung, eine
spezifische12 Form der Außenprüfung. Sie wird zeitnah und unabhängig vom Turnus der
allgemeinen Betriebsprüfung und von der Größe des Betriebes durchgeführt und dient der
Überprüfung, ob die Umsatzsteuerschuld richtig errechnet wurde. Durch die Umsatzsteuer-
Sonderprüfung soll insbesondere erreicht werden, daß steuerpflichtige Leistungen sachlich
und zeitlich zutreffend besteuert13, Steuerbefreiungen und Steuervergünstigungen nicht zu

Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung hat deshalb besondere Relevanz, da die Umsatzsteuer
-

einschließlich der
Einfuhrumsatzsteuer

-

mit einem jährlichen Durchschnittsaufkommen von 288 Mrd. DM bisher eine der
ergiebigsten Steuern ist. Sie erbringt fast ein Drittel des gesamten Steueraufkommens. Vgl. dazu BMF (Hrsg.),
Finanzbericht 2001, Tabelle 12, S. 262. Die Umsatzsteuer ist nach Art. 106 Abs. 3,4 und 7 GG eine
Gemeinschaftssteuer. Ihr Aufkommen steht dem Bund und den Ländern gemeinsam zu. Die Anteile werden
durch Bundesgesetz, mit Zustimmung des Bundesrates, festgesetzt. Von dem Länderanteil fließt den Gemeinden
und Gemeindeverbänden insgesamt ein von der Landesgesetzgebung zu bestimmender Hundertsatz zu.
Die Steuerverteilung erfolgt nach dem FAG vom 23.6.1993

-

BGBl. 1993 I, S. 944 / 977 i.d.F.d.G. vom
20.12.2001

-

BGBl. 2001 I, S. 3955 und nach dem FAG vom 20.12.2001
-

BGBl. 2001 I, S. 3955 (Dieses FAG
ist als Art. 5 des Solidarpaktfortführungsgesetzes vom 20. 12. 2001 verkündet worden. Es tritt m.W.v. 1. 1. 2005
in Kraft).
Ein Teil des Umsatzsteueraufkommens fließt nach Art. 2 Abs. 1 Buchst, c des Beschlusses des Rates über das
System der Eigenmittel vom 31. 10. 1994 vorweg in den Haushalt der EG.
9 Vgl. dazu Mösbauer, Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung

-

eine spezifische Form der Außenprüfung, UVR
2002, S. 333 ff.
10 Dazu Mösbauer, Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung

-

eine spezifische Form der Außenprüfung, UVR 2002,
S. 333 ff.; BMF, Schreiben betr. Durchführung von Umsatzsteuer-Sonderprüfungen vom 7.11.2002

-

IV B2
-

S
7420a

-

4 / 02
-

BStBl. 2002 I, S. 1366, Abschn. III Abs. 1 Satz 2: Bei der Anwendung der Regelungen zum
Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen sind die §§ 146 Abs. 5, 147 Abs. 2, 5, 6, 200 Abs. 1 AO
und § 14 Abs. 4 Satz 2 UStG sowie das BMF-Schreiben vom 16.7.2001

-

BStBl. 2001 I, S. 415 zu beachten.
11 Vgl. dazu BFH, Urteil vom 11.11.1987

-

X R 54 / 82 -, BStBl. 1988 II, 306 ff.; BFH, Urteil vom 28.10.1992

-

X R 117 / 89
-

BStBl. 1993 II, 261; ferner BMF, Schreiben vom 16.5.1994
-

IV C 4
-

S 7420a
-

1 / 94
-abgedr. in: Hartmann / Metzenmacher, UStG, A 1418; ergänzend auch Hentschel, Die strafrechtliche

Beurteilung der Verwendung von Scheinrechnungen im Besteuerungsverfahren, StBp 2000, S. 260 ff.;
Weimann / Eichmann, Umsatzsteuer-(-Sonder)prüfungen, 2003, S.l ff..
12 Sie wird einzelfallbezogen, nie zufällig, sondern je nach Notwendigkeit (Abschn. 232 Abs. 2 Nrn. 1

-

12 UStR
2000), als Erst- oder Bedarfsprüfung, durchgeführt. Dies führt dazu, daß sie den Unternehmer regelmäßig
scheinbar völlig Uberraschend ereilt. Von der mehr oder weniger regelmäßigen Außenprüfung unterscheidet sich
die Umsatzsteuer-Sonderprüfung ferner durch ihre Prüfungsschwerpunkte, ihre Prüfungskriterien und das
Prüfungsverfahren (Abschn. 232 UStR 2000). Im Rahmen einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung können auch
lohnsteuerrechtliche Sachverhalte mitgeprüft werden, soweit ein Bezug zum Umsatzsteuerrecht besteht. Vgl.
auch Welte, Umsatzsteuer-Sonderprüfungen

-

Verfahrensrechtliche Aspekte und Prüfungsschwerpunkte im
Bereich des innergemeinschaftlichen Waren- und Dienstleistungsverkehrs, DSWR 1995, S. 145

-

149.
Vgl. in diesem Zusammenhang auch § 1 Abs. 2 BpO 2000.
13 Ob dies geschieht, ist anhand einer logischen Schlüssigkeitsprüfung der erklärten Besteuerungsgrundlagen
festzustellen. Die Prüfer beschränken sich also bei einem Vorsteuerüberhang nicht mit der belegmäßigen
Überprüfung der geltend gemachten Vorsteuern. Sie prüfen auch, ob vielleicht steuerfreie Umsätze getätigt oder
unverhältnismäßig hohe Leistungen in Form von Anlagevermögen oder Warenbestand dem Unternehmen
zugeführt wurden. Eine Prüfung der Personenkonten der Buchführung kann bei nicht ausgeglichenen Salden
Hinweise auf nicht erfaßte Geschäftsvorfälle erbringen. Überzahlte Kundenkonten sprechen für fehlende
Ausgangsrechnungen, unbezahlte Verbindlichkeiten für nicht vorgenommene Vorsteuerberichtigungen.
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Unrecht in Anspruch genommen werden und keine Vorsteuerbeträge unberechtigt abgezogen
oder vergütet werden. 4

Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung hat sich daher in erster Linie auf Sachverhalte zu

erstrecken, die zu endgültigen Steuerausfallen, zu unberechtigten Steuererstattungen /
-Vergütungen oder zu nicht unbedeutenden Umsatzverlagerungen führen können. Zur

Sicherung des Steueraufkommens sind Umsatzsteuer-Sonderprüfungen aber auch dann
durchzuführen, wenn die Prüfung der Umsatzsteuer im Einzelfall kein Mehrergebnis
erwarten läßt oder die Feststellungen voraussichtlich nur für die Besteuerung Dritter von
Bedeutung sein können (z.B. in grenz- und länderübergreifenden Fällen).15
Auf die Umsatzsteuer-Sonderprüfung sind die Vorschriften der §§ 193 bis 203 AO weiterhin
uneingeschränkt anwendbar. Die §§ 5 bis 12, 20 bis 24, 29 und 30 BpO 2000 sind, mit
Ausnahme des § 5 Abs. 4 Satz 2 BpO 2000, sinngemäß anzuwenden (§ 1 Abs. 2 BpO 2000).16
Jedoch erforderte der Wegfall von Warenkontrollen an den Binnengrenzen der
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft (EG) ab 1.1.1993 auch im Bereich der
Umsatzsteuer-Sonderprüfung neue Regelungen.17
Im automatisierten Umsatzsteuer Voranmeldungs- und Vorauszahlungs-Verfahren (UVV-
Verfahren) und im automatisierten Verfahren zur Berechnung / Festsetzung der
Jahresumsatzsteuer ( USt-Verfahren) werden automationsgestützt Hinweismitteilungen18
ausgegeben, die Umsatzsteuer-Sonderprüfungen anregen. Diese Hinweise sind bei der
Bearbeitung von USt-Voranmeldungen, USt-Erklärungen für das Kalenderjahr und
Kontrollmitteilungen auszuwerten. Wird ein Fall

-

vordruckmäßig
-

zur Umsatzsteuer-
Prüfung vorgeschlagen bzw. gemeldet, so überprüft der Hauptsachgebietsleiter
„Umsatzsteuer" diesen Fall auf seine Prüfungswürdigkeit und seine Dringlichkeit. Werden
diese bejaht, so erfolgt eine Weiterleitung des Falles an das zuständige Prüfungsfinanzamt.
Fälle des eigenen Amtes werden an die Umsatzsteuer-Prüfungsstelle weitergeleitet. Nicht
14 So zutreffend BMF, Schreiben betr. Durchführung von Umsatzsteuer-Sonderprüfungen vom 7.11.2002

-

IV B
2
-

S 7420a
-

4 / 02
-

BStBl. 2002 I, S. 1366, Abschn; I Abs. 1 und Abschn. III Abs. 6.
15 So zutreffend BMF, Schreiben betr. Durchführung von Umsatzsteuer-Sonderprüfungen vom 7.11.2002

-

IV B
2
-

S 7420a
-

4 / 02
-

BStBl. 2002 I, S. 1366, Abschn. III Abs. 1 Sätze 4 und 5.
16 Anders als bei der Lohnsteueraußenprüfung, die in § 42 f EStG eine Regelung erfahren hat, gibt es bei der
Umsatzsteuer-Sonderprüfung im UStG keine besondere Regelung. Lediglich Abschn. 232 UStR 2000 enthält
Regelungen für die Vorbereitung und Durchführung von Umsatzsteuer-Sonderprüfungen. Sie nehmen aber
überwiegend Bezug aufBMF, Schreiben betr. Durchführung von Umsatzsteuer-Sonderprüfungen vom 7.11.2002

-

IV B 2
-

S 7420a
-

4 / 02
-

BStBl. 2002 I, S. 1366.
Die Umsatzsteuer-Sonderprüfung ist streng zu trennen von der Umsatzsteuer-Nachschau des § 27 b UStG, die
erst mit Wirkung vom 1.1.2002 durch das Gesetz zur Bekämpfung von Steuerverkürzungen bei der
Umsatzsteuer und anderer Steuern

-

Steuerverkürzungsbekämpfungsgesetz / StVBG
-

vom 19.12.2001
-

BGBl.
2001 I, S. 3922 in das UStG eingefügt worden ist; vgl. auch BMF, Schreiben vom 23.12.2002

-

IV B 2
-

S 7420

-

415 / 02
-

BStBl. 2002 I, S. 1447; vgl. noch Pump, Abgrenzung Unternehmer gem. § 2 UStG und
Arbeitnehmer, StBp 2000, S. 271 ff.
17 Vgl. in diesem Zusammenhang die neuen Möglichkeiten der Finanzämter zur Direktabfrage der
innergemeinschaftlichen Geschäfte durch das Dialogsystem „USLO" (Umsatz-Steuer-Länder-Online). Ferner
das Verfahren „ZAUBER" (Zentrale Datenbank zur Speicherung und Auswertung von Umsatzsteuer-
Betrugsfällen und Entwicklung von Risikoprofilen); dazu vgl. OFD Koblenz, Verfügung vom 9.4.2001

-

S 7420
A
-

St 44 5 / ZD 16 42, UR 2001, S. 416. Außerdem Informationsquelle ZIVED (Zentrale Informations-
Vermittlung aus externen Datenbanken). Vgl. auch Analyseprogramm WinIDEA und MIAS (Mehrwertsteuer-
Information-Austausch-System). Vgl. dazu Porzner, Austausch von Angehörigen des höheren Dienstes der
öffentlichen Verwaltung zwischen Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland, StBp 2000, S. 75; nunmehr
noch BMF, Schreiben betr. Durchführung von Umsatzsteuer-Sonderprüfungen vom 7.11.2002

-

IV B 2
-

S
7420a

-

4 / 02
-

BStBl. 2002 I, S. 1366. Danach
-

Abschn. III Abs. 7
-

sind die gemeinschaftsrechtlichen
Informationsmöglichkeiten für die zwischenstaatliche Amtshilfe im Besteuerungsverfahren zu nutzen
(Informationen gemäß Art. 4 Abs. 2 und 3 der EWG-VO Nr. 218 / 92 des Rates vom 27.1.1992

-Zusammenarbeits-VO und Einzelauskunftsersuchen gemäß Art. 5 dieser VO). Ggf. sind auch
Spontanauskünfte nach § 2 Abs. 2 EG-AHG zu fertigen und nach § lb EG-AHG ausländische Bedienstete von
Mitgliedstaaten hinzuzuziehen.
18 Die Meldungen der prüfungswürdigen Fälle zur Umsatzsteuer-Prüfung erfolgen vordruckmäßig.


